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FDP plant drastische
Asylverschärfungen: Grenze für Dublin-

Flüchtlinge dicht!
Die FDP plant eine drastische Verschärfung der Asylpolitik

und will Flüchtlinge an der deutschen Grenze
zurückweisen.

Die Diskussion um die Asylpolitik in Deutschland nimmt eine
neue Wendung, da die FDP plant, Maßnahmen zur strikten
Kontrolle der Migration einzuführen. Ein kürzlich entdecktes
Dokument zeigt, dass die Partei beabsichtigt, Flüchtlinge, die
aus anderen EU-Staaten kommen, an der deutschen Grenze
zurückzuweisen. Dies wird als eine bedeutende Verschärfung
der bestehenden Regelungen angesehen und könnte
weitreichende Auswirkungen auf die Asylverfahren haben.

Die Angabe in den Papieren, die auf der bevorstehenden
Klausurtagung der Bundestagsfraktion behandelt werden,



betont, dass Flüchtlinge, die als „Dublin-Flüchtlinge“ eingestuft
werden, nicht mehr in Deutschland aufgenommen werden
dürfen, wenn das Land nicht für ihre Asylverfahren zuständig ist.
Damit soll die bestehende Regelung, die es ermöglicht, dass
diese Menschen in Deutschland Asyl beantragen können,
untergraben werden.

Kernforderungen der FDP

Die FDP fordert, dass diese Flüchtlinge zuverlässig an den
deutschen Grenzen abgewiesen werden. Dies impliziert, dass
Deutschland aktiv versuchen muss, andere EU-Länder dazu zu
bringen, die Asylbewerber zurückzunehmen. Dabei wird eine
Klarstellung im europäischen Recht als notwendig erachtet, um
diese Maßnahmen rechtlich abzusichern. Die Forderung klingt
verständlich, aber sie wirft auch Fragen über die praktische
Umsetzbarkeit und die rechtlichen Rahmenbedingungen auf.

In ihrem Bestreben, die Migration zu regulieren, äußert die FDP
zudem, dass die Zahl der Flüchtlinge, die nach Deutschland
kommen, „zu hoch“ sei und viele dieser Migranten aufgrund
mangelnder Qualifikationen auf staatliche Unterstützung
angewiesen sind. Dies wird als zusätzliche Belastung für die
Kommunen und die Steuerzahler betrachtet.

Ein weiterer Aspekt der neuen Politik ist die Forderung nach
einer Job-Pflicht für Asylbewerber, bei der gemeinnützige
Tätigkeiten zur Bedingung gemacht werden. Das Ziel ist es, die
Integration zu fördern und gleichzeitig die Abhängigkeit vom
Sozialstaat zu verringern. Zudem wird eine Intensivierung der
Abschiebungen nach Ländern wie Afghanistan und Syrien
gefordert. Auch die Forderung nach einheitlichen Leistungen für
Asylbewerber innerhalb der gesamten EU gehört zu den neuen
Vorschlägen.

Die FDP positioniert sich damit klar auf einer Linie mit der
CDU/CSU, bringt jedoch auch zum Ausdruck, dass sie sich der
unterschiedlichen Ansichten innerhalb der Ampelkoalition,



insbesondere von SPD und Grünen, bewusst ist. In internen
Mitteilungen wird angedeutet, dass die anderen
Koalitionspartner die vorgeschlagenen Maßnahmen
wahrscheinlich ablehnen werden, was die politischen
Diskussionen in den kommenden Wochen weiter anheizen
dürfte.

Insgesamt zeigt die Debatte um die Asylpolitik, dass die
Positionen innerhalb der Bundesregierung stark divergieren. Mit
den jetzt vorgelegten Vorschlägen wird obendrein deutlich, dass
die FDP bereit ist, die eigene Agenda durchzusetzen, auch wenn
dies zu Spannungen innerhalb der Koalition führen könnte. Die
kommenden Wochen könnten somit entscheidend dafür sein,
wie sich die Asylpolitik in Deutschland weiterentwickelt und ob
es tatsächlich zu einer Neuausrichtung in der
Flüchtlingsaufnahme kommt.
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